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Sturzprävention im Hochbau: Übersicht über die rechtlich relevanten Vorgaben für die sturzrelevanten Bauteile 
Kanton VS 
Thema Gesetze und Rechtsverordnungen (Stand 1.1.2024) Vom Gesetzgeber genannte Normen Rechtliche Relevanz weiterer Vollzugshilfen 
 Link zur offiziellen Gesetzgebungswebsite des Kantons 

Systematische Gesetzessammlung (SGS) - Canton du 
Valais - Erlass-Sammlung (vs.ch) 

  

Für alle Hochbauten Relevantes    
Allgemeine Sicherheitsvorschrift ge-
mäss Baupolizeirecht (für alle Bau-
teile) 

• Art. 28 Abs. 1 Kantonales Baugesetz (BauG; SGS 
705.1): Bauten und Anlagen müssen den anerkannten 
Regeln der Baukunde entsprechen. Sie müssen den 
Anforderungen an den Brandschutz sowie den ge-
sundheits- und gewerbepolizeilichen Anforderungen 
entsprechen.  

• Art. 28 Abs. 2 BauG: Bauten und Anlagen dürfen die 
Sicherheit und Gesundheit von Personen nicht gefähr-
den und das Eigentum Dritter nicht beeinträchtigen. 

• Art. 28 Abs. 3 BauG: Bauherren und ihre Auftragneh-
mer sind für die Einhaltung der Vorschriften und der 
anerkannten Regeln der Baukunde verantwortlich. 

Damit wird generell das Schutzziel «sichere Baute» pos-
tuliert. 

Technische Normen können wegen der benutz-
ten Gesetzgebungstechnik (Generalklauselme-
thode) beachtet werden (Ermessensspielraum). 

Für Norm-Lücken bzw. beim Fehlen von Nor-
men können weitere Vollzugshilfen (z.B. Emp-
fehlungen von Fachorganisationen) für die Kon-
kretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe rele-
vant werden. 

Beleuchtung, Bodenbeläge und Sa-
nitärräume insbesondere gemäss 
Gesundheitspolizeirecht 

• Art. 28 Abs. 1 BauG: Bauten und Anlagen müssen den 
anerkannten Regeln der Baukunde entsprechen. Sie 
müssen den Anforderungen an den Brandschutz so-
wie den gesundheits- und gewerbepolizeilichen Anfor-
derungen entsprechen. 

•  Art. 28 Abs. 2 BauG: Bauten und Anlagen dürfen die 
Sicherheit und Gesundheit von Personen nicht gefähr-
den und das Eigentum Dritter nicht beeinträchtigen. 

keine Für Norm-Lücken bzw. beim Fehlen von Nor-
men können weitere Vollzugshilfen (z.B. Emp-
fehlungen von Fachorganisationen) für die Kon-
kretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe rele-
vant werden. 

Zusätzlich Relevantes für Hochbauten, die hindernisfrei sein müssen 
Hindernisfreiheit generell (für alle 
Bauteile) 

Bundesrecht: 
• Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteili-

gungen von Menschen mit Behinderungen (Behinder-
tengleichstellungsgesetz, BehiG) 

• Verordnung des Bundes über die Beseitigung von Be-
nachteiligungen von Menschen mit Behinderungen 
(Behindertengleichstellungsverordnung, BehiV) 

Der Gesetzgeber selbst nennt keine Norm ex-
plizit. 
 
Falls auf SIA 500: 2009 zurückgegriffen wird, 
sind insbesondere folgende Kapitel relevant: 
 
• Beleuchtung: SIA 500 (Kapitel 4 Orientie-

rung und Beleuchtung) 

Für Norm-Lücken können weitere Vollzugshilfen 
(z.B. Empfehlungen von Fachorganisationen) für 
die Konkretisierung unbestimmter Rechtsbe-
griffe relevant werden. 

https://lex.vs.ch/app/de/systematic/texts_of_law
https://lex.vs.ch/app/de/systematic/texts_of_law
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/705.1
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/705.1
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002658/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002658/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002658/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20031813/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20031813/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20031813/index.html
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Thema Gesetze und Rechtsverordnungen (Stand 1.1.2024) Vom Gesetzgeber genannte Normen Rechtliche Relevanz weiterer Vollzugshilfen 
 

 Kantonales Recht: 

• Art. 22 Abs. 1 Kantonales Gesetz über die Rechte und 
die Inklusion von Menschen mit Behinderungen 
(GRIMB; SGS 850.6): Neue öffentliche und private der 
Öffentlichkeit zugänglichen Gebäude und Anlagen 
müssen so konzipiert sein, dass sie für Menschen mit 
Behinderungen zugänglich und benützbar sind. Dies 
gilt namentlich für religiöse Einrichtungen, Schulen, 
Spitäler, Heime, Theater, Museen, Kinos, Kultur-, Frei-
zeit- und Sporteinrichtungen, Gaststätten und Beher-
bergungsbetriebe, Geschäfte, Verwaltungsräumlich-
keiten, Banken, Versicherungen, Arzt- und Zahnarzt-
praxen, Apotheken, Coiffeursalons, Parkplätze/-häu-
ser und andere vergleichbare Gebäude und Anlagen 
sowie Verkehrswege und Verkehrseinrichtungen. 

•  Art. 22 Abs. 2 GRIMB: Bestehende öffentliche und 
private der Öffentlichkeit zugänglichen Gebäude und 
Anlagen sind bei ihrer Renovation oder bei wesentli-
chen Umbauten so anzupassen, dass sie für Men-
schen mit Behinderungen zugänglich und benutzbar 
sind, sofern dadurch nicht offensichtlich unverhältnis-
mässige Kosten entstehen.  

• Art. 22 Abs. 3 GRIMB: Neue Mehrfamilienhäuser und 
neue Gebäude mit Arbeitsplätzen sind so zu konzipie-
ren, dass den Bedürfnissen von Menschen mit Behin-
derungen Rechnung getragen wird, sofern dadurch 
nicht offensichtlich unverhältnismässige Kosten ent-
stehen. 

• Art. 22 Abs. 4 GRIMB: Die Erteilung der Baubewilli-
gung oder der Betriebsbewilligung ist von der Einhal-
tung der vorliegenden Bestimmungen abhängig. Zu 
diesem Zweck erlässt das Departement genaue Richt-
linien zuhanden der zuständigen Gemeinde- und Kan-
tonsbehörden. 

 

 

• Bodenbeläge: SIA 500 (Anhang B.1 Eignung 
von Bodenbelägen, Begehbarkeit und Gleit-
sicherheit) 

• Treppen: SIA 500 (Kapitel 3.6.3. Erkennbar-
keit und Markierung, Kapitel 3.6.4. Hand-
läufe) 

• Geländer / Brüstungen: SIA 500 (Kapitel 
3.4.5. Abschrankungen) 

• Sanitärräume: SIA 500 (Kapitel 10.2. Toilet-
ten, Bäder, Duschen) 

 

https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.6
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.6
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.6
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  • Art. 16 Abs. 1 Kantonale Verordnung über die 
Rechte und die Inklusion von Menschen mit Behin-
derungen (VRIMB; SGS 850.60): Die vom Schweize-
rischen Ingenieur- und Architektenverein herausge-
gebene Norm (SIA 500) ist anwendbar: a ) Gebäude-
kategorie A: Artikel 22 Absätze 1 und 2 des Geset-
zes; b ) Gebäudekategorie B: Artikel 22 Absatz 3 
des Gesetzes.  

• Art. 16 Abs. 2 VRIMB: Bei Sonderbauten, die höhe-
ren Ansprüchen zu genügen haben, zum Beispiel 
Bauten zur Pflege und Betreuung von Personen, wie 
Spitäler, Rehabilitationsstätten, Wohn- und Pflege-
heime sowie Wohnungen für Menschen mit Behin-
derungen und betagte Personen, müssen Vorschrif-
ten beachtet werden, die zum Teil über die Forde-
rungen der Norm SIA 500 hinausgehen. Für solche 
Bauten sind die spezifischen, dem jeweiligen Zweck 
entsprechenden Anforderungen vorrangig.  

• Art. 16 Abs. 3 VRIMB: Das Beratungs- und Konsul-
tationsorgan informiert die Gemeinwesen, die sub-
ventionierten Institutionen und die Privaten über die 
Massnahmen, die bezüglich des behindertenge-
rechten Bauens zu treffen sind. Es bietet seine Hilfe 
an bei der Planung von Bauten und Umbauten. 

 

Zusätzlich Relevantes für bestimmte Nutzungsarten von Hochbauten 
Mit Mitteln der Wohnraumförderung 
erstellte altersgerechte Bauten 

Insbesondere Art. 5 lit. c Eidgenössisches Wohnraumför-
derungsgesetz (WFG, SR 842): Bei der Förderung ist da-
rauf zu achten, dass der Wohnraum und die unmittelbare 
Umgebung den Bedürfnissen von Familien, Kindern und 
Jugendlichen, älteren Menschen und Menschen mit Be-
hinderungen entsprechen. 

Der Gesetzgeber selbst nennt keine Norm ex-
plizit. Das BWO-Merkblatt «Gestaltung von al-
tersgerechten Wohnbauten vom Juli 2013» je-
doch nimmt generell Bezug auf die Norm SIA 
500 (Kap. 9 und 10) sowie für den Bauteil Be-
leuchtung auf die SN/EN 12464-1. 
 

Weitere Vollzughilfen (z.B. das Merkblatt BWO 
Gestaltung von altersgerechten Wohnbauten 
vom Juli 2013 oder die im BWO-Merkblatt ex-
plizit genannten Fachdokumentationen) kön-
nen für Norm-Lücken relevant werden. 

Alters- und Pflegeinstitutionen • Art. 74 Abs. 1 lit. b und Art. 75 Abs. 1 lit. e) Kantonales 
Gesundheitsgesetz (GG; SGS 800.1): Die Betriebsbe-
willigung wird einem Pflegeheim erteilt, wenn dieses 
unter anderem über geeignete Räumlichkeiten ver-
fügt, die den hygienischen Anforderungen genügen 
und die Sicherheit der Patienten gewährleisten. 

keine Vollzugshilfen können für die Konkretisierung 
unbestimmter Rechtsbegriffe relevant werden. 
Von Seiten Behörde existiert insbesondere fol-
gende Richtlinie: 

 

 

https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.60
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.60
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.60
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/423/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/423/de
https://www.bwo.admin.ch/dam/bwo/de/dokumente/05_Wohnraumfoerderung/51_WFG/informationsblatt/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf.download.pdf/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf
https://www.bwo.admin.ch/dam/bwo/de/dokumente/05_Wohnraumfoerderung/51_WFG/informationsblatt/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf.download.pdf/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf
https://www.bwo.admin.ch/dam/bwo/de/dokumente/05_Wohnraumfoerderung/51_WFG/informationsblatt/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf.download.pdf/gestaltung_von_altersgerechtenwohnbauten.pdf
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/800.1
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/800.1
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Thema Gesetze und Rechtsverordnungen (Stand 1.1.2024) Vom Gesetzgeber genannte Normen Rechtliche Relevanz weiterer Vollzugshilfen 

 • Die Kantonale Verordnung über die Betriebsbewilli-
gungen für Gesundheitsinstitutionen (SGS 810.12) 
(z.B. Alten- und Pflegeheime) regelt die Details der Be-
willigungserteilung und verlangt unter anderem 
Grundrisse des Gebäudes sowie eine Beschreibung. 

 • Richtlinien des Departements für Gesund-
heit, Soziales und Kultur des Kantons VS 
über die Betriebsbewilligung für Pflegeheime 
vom Dezember 2017 (Stand Januar 2023) 

• Richtlinie des Departements für Gesundheit, 
Soziales und Kultur über die Rahmenbedin-
gungen für die Räumlichkeiten in Pflegehei-
men vom 1.10.2022 

Kindertagesstätten Bundesrecht: 
• Art. 15 Abs. 1 lit. d Eidgenössische Pflegekinderver-

ordnung (PAVO; SR 211.222.338): Die (Betriebs-) wil-
ligung darf nur erteilt werden, wenn die Einrichtungen 
den anerkannten Anforderungen der Wohnhygiene 
und des Brandschutzes entsprechen. 

Kantonales Recht: 
• Art. 30 Abs. 1 Kantonales Jugendgesetz (JG, SGS 

850.4): Unter Berücksichtigung der entsprechenden 
Bundesgesetzgebung bewilligt und beaufsichtigt das 
Departement die Tagesbetreuungsstätten für Kinder. 

• Art. 31 JG: Eine Verordnung des Staatsrates regelt die 
Fragen in Zusammenhang mit der Bewilligung und mit 
der Aufsicht von Kindern in Tagesstätten und bei Ta-
gesmüttern. 

• Art. 31 Verordnung betreffend verschiedene Einrich-
tungen für die Jugend (VJ, SGS 850.400): Kinderkrip-
pen und Kinderhorte bedürfen bezüglich Betreuung 
und Aufenthaltsdauer über ausgebildetes Personal 
und angemessene Einrichtungen. Eine Weisung des 
Departements legt die Anzahl der notwendigen Ar-
beitsstellen für die Betreuung sowie die erforderliche 
Einrichtung und das notwendige Material fest. 

 

 

 

 

keine Weitere Vollzugshilfen können für die Konkreti-
sierung unbestimmter Rechtsbegriffe relevant 
werden. Von Seiten Behörde existiert insbeson-
dere folgende Richtlinie: 

• Weisungen des Departements für Volks-
wirtschaft und Bildung vom 1.1.2024 für 
die Tagesplatzierung von Kindern von der 
Geburt bis zum Ende der Primarschule. Be-
züglich Sicherheit der Räumlichkeiten sind 
unter anderem Vorgaben zur Beleuchtung 
enthalten. 

 

 

https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/810.12
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/810.12
https://www.bfu.ch/media/k1ufg2ee/vs-1.pdf
https://www.bfu.ch/media/k1ufg2ee/vs-1.pdf
https://www.bfu.ch/media/k1ufg2ee/vs-1.pdf
https://www.bfu.ch/media/k1ufg2ee/vs-1.pdf
https://www.bfu.ch/media/rfslxb3s/vs-2.pdf
https://www.bfu.ch/media/rfslxb3s/vs-2.pdf
https://www.bfu.ch/media/rfslxb3s/vs-2.pdf
https://www.bfu.ch/media/rfslxb3s/vs-2.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19770243/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19770243/index.html
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.4
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.4
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.400
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/850.400
https://www.bfu.ch/media/furlvqul/vs.pdf
https://www.bfu.ch/media/furlvqul/vs.pdf
https://www.bfu.ch/media/furlvqul/vs.pdf
https://www.bfu.ch/media/furlvqul/vs.pdf
https://www.bfu.ch/media/furlvqul/vs.pdf
https://www.bfu.ch/media/furlvqul/vs.pdf
https://www.bfu.ch/media/furlvqul/vs.pdf
https://www.bfu.ch/media/furlvqul/vs.pdf
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Thema Gesetze und Rechtsverordnungen (Stand 1.1.2024) Vom Gesetzgeber genannte Normen Rechtliche Relevanz weiterer Vollzugshilfen 

Volksschulen (inkl. Kindergärten) • Art. 113 Abs. 1 Kantonales Gesetz über das öffentli-
che Unterrichtswesen (GUW; SGS 400.1): Der Staats-
rat setzt in einem Reglement die Anforderungen fest, 
die Schulanlagen erfüllen müssen, um den Vorschrif-
ten über die Gesundheitspflege und den Bedürfnissen 
der Schule zu genügen. Es sieht die Massnahmen vor, 
die von Gemeinden und Staat zu treffen sind, um zu 
verhindern, dass öffentliche Betriebe in die Nähe des 
Schulhauses zu stehen kommen oder dass dieses sei-
nem Zwecke entfremdet wird.   

• Art. 113 Abs. 2 GUW: Das Reglement sieht im weitern 
die Massnahmen vor, welche die Gemeinden anzu-
ordnen haben für den Unterhalt der Gebäude, Lokale, 
Spiel- und Turnplätze und des Schulmaterials. Die sich 
daraus ergebenden Kosten sowie die Auslagen für Be-
leuchtung und Heizung gehen zu Lasten der Gemein-
den. 

• Art. 113 Abs. 3 GUW: Das Departement versichert 
sich durch regelmässige Kontrollen, dass diesen Ver-
pflichtungen genau nachgelebt wird. 

• Kantonales Reglement zur Festlegung der Weisungen 
und Richtlinien über Schulhausbauten der obligatori-
schen Schule (SGS 400.200): Darin ist unter anderem 
im Art. 20 vorgesehen, dass die Gebäude den rechts-
gültigen Normen betreffend Feuerpolizei, Sicherheit, 
Erdbebenwiderstandsfähigkeit, Beleuchtung, Lärm-
schutz und Energieeinsparung entsprechen sollen. 

Verschiedene Normen, z.B. bezüglich Sicher-
heit von Gebäuden 

Für Norm-Lücken bzw. beim Fehlen von Nor-
men können weitere Vollzugshilfen (z.B. Emp-
fehlungen von Fachorganisationen) für die Kon-
kretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe rele-
vant werden. 

Hochbauten mit Arbeitsplätzen Verordnung 3 zum Eidgenössischen Arbeitsgesetz (SR 
822.113): 
• Art. 14 Bodenbeläge 
• Art. 15 Beleuchtung 

Verordnung 4 zum Eidgenössischen Arbeitsgesetz (SR 
822.114) 
• Art. 9 Treppen 
• Art. 12 Geländer und Brüstungen 

keine Weitere Vollzugshilfen existieren insbesondere 
vom SECO. Die Wegleitung des SECO zu den 
genannten Verordnungen zum Arbeitsgesetz 
kann für die Konkretisierung unbestimmter 
Rechtsbegriffe relevant werden. 
 

    

https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/400.1
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/400.1
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/400.200
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/400.200
https://lex.vs.ch/app/de/texts_of_law/400.200
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19930254/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19930255/index.html
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Wegleitungen_zum_Arbeitsgesetz/wegleitung-zu-den-verordnungen-3-und-4-zum-arbeitsgesetz.html
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitsbedingungen/Wegleitungen_zum_Arbeitsgesetz/wegleitung-zu-den-verordnungen-3-und-4-zum-arbeitsgesetz.html
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Detailliertere Erläuterungen dazu entnehmen Sie bitte der BFU-Fachdokumentation 2.034 «Rechtliches zur Sturzprävention im Hochbau» (bfu.ch > Bestellen & 
herunterladen > 2.034). 
 
 
 
 
 


